
der revolutionären Partei und ihre Verantwortung 
gegenüber den Massen.
In allen Teilen der Verfassung wird in verschiedenem 
Zusammenhang der Grundsatz der sozialistischen "Ge­
setzlichkeit ausgesprochen. Auch die Verwirklichung 
dieses Grundsatzes hat die Verfassung nicht nur den 
Staatsorganen anvertraut, sondern sie fordert auch von 
den gesellschaftlichen Organisationen, daß diese in 
der Erfüllung ihrer Aufgaben die Bürger zur Einhal­
tung der Gesetze, zur Wahrung der Arbeitsdisziplin und 
der Regeln des sozialistischen Zusammenlebens führen 
(Art. 17). In diesem Zusammenhang muß man auch 
erneut auf die örtlichen Volksgerichte hinweisen 
(Art. 101), mit deren Hilfe die Teilnahme des Volkes 
an der Festigung der sozialistischen Gesetzlichkeit 
weiter vertieft wird. Zugleich sind diese Organe wich­
tige Mittel zur Vervollkommnung der sozialistischen 
Demokratie.

Die verfassungsmäßige Stellung der wichtigsten Organe 
des Staates
Die Verfassung behält das bisherige System der drei 
höchsten Staatsorgane bei, das ein gewisses Spezifikum 
unseres Staatsgefüges ist. Diese Organe — die Natio­
nalversammlung, der Präsident der Republik und die 
Regierung — haben sich in der vergangenen Periode 
als feste Pfeiler und geeignete Instrumente der Macht­
ausübung des werktätigen Volkes bewährt. Im Ein­
klang mit der sozialistischen Entwicklung unserer 
Ordnung und mit der verfassungsmäßigen Praxis ver­
vollkommnet die Verfassung diese Institutionen. Vor 
allem hat sie alle noch verbliebenen formalen Ele­
mente der Gewaltenteilung, die in Übereinstimmung 
mit den damaligen Bedingungen in der Verfassung des 
9. Mai enthalten waren, in den gegenseitigen Be­
ziehungen dieser Organe beseitigt. Die neue Verfassung 
hat besonders solche Institutionen abgeschafft, wie die 
verfassungsmäßige Unmöglichkeit, den Präsidenten der 
Republik für die Ausübung seines Amtes zur Verant­
wortung zu ziehen, sein Veto-Recht, seine Befugnis 
zur Auflösung des Parlaments und alle Elemente des 
sog. Systems der gegenseitigen Bremsen und Gegen­
gewichte. Diese Institutionen waren allerdings schon 
in der vergangenen Periode ohne jede praktische Be­
deutung und außer Gebrauch gekommen. In diesem 
Zusammenhang muß man auch betonen, daß die Ver­
fassung mit Nachdruck nun auch das Oberste Gericht 
und den Generalstaatsanwalt der Nationalversamm­
lung unterstellt. Auf diese Weise bekräftigt und stärkt 
sie den Grundsatz der Ausübung der einheitlichen 
und unteilbaren Staatsgewalt des Volkes.
Die Verfassung vertraut den höchsten Staatsorganen 
die oberste Leitung des staatlichen Lebens an, die sie 
unter Führung der Partei auf der Grundlage der 
Arbeitsteilung und in enger Zusammenarbeit ver­
wirklichen.
Für die Stellung der Nationalversammlung als der 
höchsten Vertretungskörperschaft ist es charakteristisch, 
daß sich in ihr der Vollzug der Staatsgewalt auf der 
höchsten Stufe in seiner Vollständigkeit konzentriert 
und daß sie eine arbeitende Körperschaft ist. Die Ver­
fassung überträgt der Nationalversammlung breite 
Rechte und Pflichten. Neben der zentralen Gesetz­
gebung handelt es sich vor allem um ihre Befugnisse 
auf dem Gebiet der Volkswirtschaftsplanung und des 
Staatshaushalts. Der Nationalversammlung obliegt es 
auch, den Präsidenten der Republik und das Oberste 
Gericht zu wählen sowie an der Konstituierung der 
Regierung teilzunehmen. Diese Organe sowie auch der 
Generalstaatsanwalt sind der Nationalversammlung 
für ihre gesamte Tätigkeit voll verantwortlich.
Die Fürsorge für den Aufbau des Staatsapparates ver­
wirklicht die Nationalversammlung vor allem auf dem 
Weg der Gesetzgebung, und sie hat auch das Recht, 
Maßnahmen zur Verbesserung des Aufbaus und der

Arbeit der Nationalausschüsse zu beschließen. Die 
Nationalversammlung entscheidet über die Grund­
fragen der Außenpolitik, insbesondere billigt sie inter­
nationale Verträge. Als ein Parlament des Volkes stellt 
sie zugleich das oberste Kontrollorgan auf allen Ge­
bieten des staatlichen Lebens dar.
Das dreißigköpfige Präsidium der Nationalversamm­
lung, das die Arbeit des Parlaments leitet, die acht 
Ausschüsse und eine Kommission, die als Initiativ- und 
Arbeitsorgane auch in den Perioden zwischen den 
Sitzungen tätig sind, die verfassungsmäßige Pflicht der 
Abgeordneten, ihr Mandat in ständigem Kontakt mit 
den Bürgern ihres Wahlkreises auszuüben, sind die 
wichtigsten Institutionen, in denen der Charakter des 
Volksparlaments als arbeitender Körperschaft zum 
Ausdruck Tcommt.
Der Präsident der Republik wird von der National­
versammlung für eine fünfjährige Funktionsperiode 
gewählt. Durch die Wahl von führenden Vertretern der 
Arbeiterklasse und ihres revolutionären Vortrupps in 
das Amt des Präsidenten der Republik erhielt diese 
Institution seit dem Jahre 1948 einen neuen histori­
schen Inhalt, in dem sich der siegreiche Weg des tsche­
choslowakischen werktätigen Volkes zum Sozialismus 
widerspiegelt.
Der Präsident der Republik ist ein Exponent der 
Staatsgewalt und steht an der Spitze des Staates. Dem 
Präsidenten der Republik obliegt es vor allem, den 
Staat nach außen zu vertreten. Ferner übt er eine Reihe 
von Rechten und Pflichten gegenüber der National­
versammlung und der Regierung aus. Der Präsident 
ist auch Oberbefehlshaber der bewaffneten Streit­
kräfte der Republik. Er hat das Recht, Auszeichnun­
gen zu verleihen, Amnestien zu erlassen und ähn­
liches.
Der Präsident der Republik ist in der Ausübung seiner 
Funktion der höchsten Volksvertretung voll verant­
wortlich. Durch die verfassungsmäßige Verantwort­
lichkeit des Präsidenten der Republik wurden die 
bereits erwähnten Elemente der Gewaltenteilung be­
seitigt, und die Verfassung bringt so die wirklich 
demokratische Ausübung dieser bedeutungsvollen 
Funktion zum Ausdruck, nämlich die Pflicht des 
Präsidenten der Republik, ausschließlich nach dem 
Willen und den Interessen des Volkes zu handeln.
Die Verfassung charakterisiert die Regierung der Re- - 
publik treffend als höchstes kollektives Exekutivorgan 
der Staatsmacht. Die Regierung verwirklicht im Ein­
klang mit der Politik der Kommunistischen Partei 
und auf deren Grundlage die tägliche Leitung der 
Staatsgeschäfte. Entsprechend der Verfassung steht es 
ihr zu, die Erfüllung der Aufgaben des sozialistischen 
Staates auf dem Gebiet des wirtschaftlichen und kul­
turellen Aufbaus und der Hebung des Lebensstan­
dards der Werktätigen sowie auf dem Gebiet der 
Festigung der Sicherheit des Staates und der Ent­
faltung einer friedlichen Außenpolitik zu organisieren 
und zu gewährleisten.
Die Regierung wird vom Präsidenten der Republik 
ernannt und abberufen. Die neu ernannte Regierung 
ist verpflichtet, der Nationalversammlung ihr Pro­
gramm yorzulegen und diese zu ersuchen, ihr Einver­
ständnis mit der Regierungserklärung auszusprechen. 
Die Verfassung legt die kollektive Verantwortung der 
Regierung und die individuelle Verantwortung der 
einzelnen Regierungsmitglieder gegenüber der Natio- 
nalverversammlung fest. Die Nationalversammlung 
kann dem Präsidenten der Republik Vorschlägen, die 
Regierung oder eines ihrer Mitglieder abzuberufen.
Die Leitung des verzweigten Staats- und Wirtschafts­
apparates verwirklicht die Regierung einerseits mit 
Hilfe der zentralen Organe der Staatsverwaltung 
(Ministerien und andere zentrale Behörden), anderer­
seits mit Hilfe der Nationalausschüsse als der territo­
rialen Organe der Staatsgewalt und der Verwaltung.
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